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Landesverordnung
über die Prüfungsordnung für die Durchführung der Fortbildungsprüfung zum anerkannten 

Abschluss „Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung“

Vom 22. Februar 2024

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 800-3-1

Aufgrund des § 47 Absatz 5 Satz 1, § 54 Absatz 1 
Satz 2 und § 79 Absatz 4 Satz 1 des Berufsbildungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. Mai 2020 (BGBl. I S. 920), zuletzt geändert durch 
Artikel 10a des Gesetzes vom 16. August 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 217), nach Beschluss des Berufs-
bildungsausschusses verordnet die Landesregierung:
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Abschnitt 1

Prüfungsausschüsse

§ 1 
Errichtung von Prüfungsausschüssen

(1) Gemäß § 1 Absatz 2 der Arbeits- und Berufsför-
derungsfortbildungsprüfungsverordnung (GFABPrV) 
vom 13. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2909), geändert 
durch Artikel 78 der Verordnung vom 9. Dezember 
2019 (BGBl. I S. 2153), führt die Koordinierungsstelle 
für soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Krei-
se, Anstalt des öffentlichen Rechts (KOSOZ AöR), 
nachfolgend „zuständige Stelle“ genannt, die Prüfung 
zum bundesweit anerkannten Fortbildungsabschluss 
„Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung“ 
(gFAB) durch.

(2) Für die Durchführung und die Abnahme der Fort-
bildungsprüfung sowie der einzelnen Prüfungsbe-
standteile errichtet die zuständige Stelle einen Prü-
fungsausschuss oder mehrere Prüfungsausschüsse.

§ 2 
Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens 
drei Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für die Prü-
fungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung 
im Prüfungswesen geeignet sein. Die Prüfung wird 
von einer Prüfungskommission abgenommen, die 
sich aus drei Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
zusammensetzt.

(2) Dem Prüfungsausschuss gehören als Mitglieder 
Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
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in gleicher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft an. 
Die Mitglieder haben Stellvertretungen. Ferner ist 
unabdingbar, dass die hier ansässigen Bildungsträger 
im Prüfungsausschuss angemessen berücksichtigt 
werden.

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
werden von der zuständigen Stelle für längstens fünf 
Jahre berufen. Bei vorherigem Ausscheiden werden 
Mitglieder nachberufen.

(4) Die Arbeitnehmervertretungen werden auf Vor-
schlag der im Bezirk der zuständigen Stelle bestehen-
den Gewerkschaften und selbständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung berufen.

(5) Die Lehrkräfte werden auf Vorschlag der Bildungs-
träger oder auf Vorschlag des Bildungsministeriums 
berufen.

(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichen-
der Zahl innerhalb einer von der zuständigen Stelle 
gesetzten angemessenen Frist vorgeschlagen, beruft 
sie insoweit die zuständige Stelle nach pflichtgemä-
ßem Ermessen.

(7) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Prüfungsausschusses können nach Anhörung der 
an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund 
abberufen werden.

(8) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamt-
lich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnisse ist 
- soweit eine Entschädigung nicht von einer anderen 
Seite gewährt wird - eine angemessene Entschädi-
gung zu zahlen, deren Höhe von der zuständigen 
Stelle mit Genehmigung der obersten Landesbehörde 
festgesetzt wird.

(9) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn 
anderenfalls trotz erforderlicher Anstrengungen, die 
nachgewiesen werden müssen, die erforderliche 
Zahl von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht 
berufen werden kann.

§ 3 
Ausgeschlossene Personen und Besorgnis 

der Befangenheit

(1) Bei der Zulassung und Prüfung darf nicht mit-
wirken, wer Angehörige oder Angehöriger einer zu 
prüfenden Person ist. Angehörige im Sinne des Sat-
zes 1 sind:

1. die Verlobte oder der Verlobte,

2. die Ehegattin oder der Ehegatte,

3. eingetragene und nicht eingetragene Lebenspart-
ner,

4. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,

5. Geschwister,

6. Kinder der Geschwister,

7. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der 
Ehegatten,

8. Geschwister der Eltern und Stiefeltern und

9. Personen, die durch ein auf längere Dauer angeleg-
tes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft 
wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind 
(Pflegeeltern und Pflegekinder).

Angehörige sind die in Satz 2 aufgeführten Personen 
auch dann, wenn

1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die 
Beziehung begründende Ehe oder die Lebenspart-
nerschaft nicht mehr besteht

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandt-
schaft oder Schwägerschaft durch Annahme als 
Kind erloschen ist und

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft 
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin 
wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

(2) Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied nach 
Absatz 1 für ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, 
ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben 
sind, ist dies der zuständigen Stelle mitzuteilen, 
während der Prüfung der Prüfungskommission. Die 
Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwir-
kung trifft die zuständige Stelle, während der Prüfung 
die Prüfungskommission.

(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen 
gegen eine unparteiische Ausübung des Prüfungs-
amtes zu rechtfertigen, oder wird von einer zu prü-
fenden Person das Vorliegen eines solchen Grundes 
behauptet, so hat die betroffene Person dies der 
zuständigen Stelle mitzuteilen, während der Prü-
fung der Prüfungskommission. Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(4) Wenn infolge von Ausschluss oder Besorgnis 
der Befangenheit eine ordnungsgemäße Besetzung 
der Prüfungskommission nicht möglich ist, ist die 
zuständige Stelle zur Durchführung der Prüfung ver-
pflichtet, durch andere geeignete Fachlichkeit die 
Zusammensetzung der Prüfungskommission zeitnah 
sicher zu stellen.

§ 4 
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte 
eine Person für den 1. Vorsitz und eine Person für 
die Stellvertretung. Die Personen für den 1. Vorsitz 
und für die Stellvertretung sollen nach Möglichkeit 
nicht derselben Mitgliedsgruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
zwei Drittel der Mitglieder, mindestens aber drei Mit-
glieder mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden 
den Ausschlag.



94 Nr. 3Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2024; Ausgabe 7. März 2024

§ 5 
Geschäftsführung

(1) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit 
dem Prüfungsausschuss dessen Geschäftsführung, 
insbesondere Einladungen, Protokollführung und 
Ausführung der Beschlüsse.

(2) Die Sitzungsprotokolle sind von der Person mit 
dem 1. Vorsitz und der Person, die das Protokoll 
verfasst hat, zu unterschreiben. Eventuelle weitere 
Vorgaben können im Sinne der Rechtsverbindlichkeit 
beachtlich sein.

§ 6 
Verschwiegenheit und Datenschutz

(1) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Prüfungsausschusses haben über alle Prüfungs-
vorgänge gegenüber Dritten Verschwiegenheit zu 
wahren. Dies gilt nicht gegenüber der zuständigen 
Stelle. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der 
zuständigen Stelle.

(2) Bezüglich der schriftlichen Unterlagen und Do-
kumente ist zwingend beachtlich, dass die daten-
schutzrechtlichen Vorgaben des Bundes und des 
Landes Berücksichtigung finden. In Zweifelsfällen 
entscheidet die zuständige Stelle abschließend.

Abschnitt 2

Vorbereitung der Fortbildungsprüfung

§ 7 
Prüfungstermine

Fortbildungsprüfungen finden nach Bedarf statt. Die 
zuständige Stelle bestimmt im Einvernehmen mit den 
Trägern der Fortbildung sowie den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses die einzelnen Prüfungstermine 
gemäß §§ 9 und 10 der GFABPrV. Sie gibt die Ter-
mine und Anmeldefristen sowie den Ort der Prüfung 
in geeigneter Weise rechtzeitig, spätestens jedoch 
drei Monate vor der schriftlichen Prüfungsaufgabe 
der zu prüfenden Person bekannt.

§ 8 
Zulassung zur Prüfung

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer Folgendes nach-
weist:

1. eine erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung in 
einem nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 
2020 (BGBl. I S. 920), zuletzt geändert durch 
Artikel 10a des Gesetzes vom 16. August 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 217) oder nach der Handwerks-
ordnung anerkannten Ausbildungsberuf und eine 
sich daran anschließende mindestens zweijährige 
einschlägige Berufspraxis oder

2. eine erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung in

a) einem auf der Grundlage eines Berufszulas-
sungsgesetzes geregelten Heilberuf oder

b) einem landesrechtlich geregelten Beruf im 
Gesundheits- und Sozialwesen mit dreijähriger 
Ausbildungsdauer und eine sich daran anschlie-
ßende mindestens zweijährige einschlägige 
Berufspraxis oder

3. ein erfolgreich abgeschlossenes einschlägiges 
Hochschulstudium und eine sich daran anschlie-
ßende mindestens zweijährige einschlägige Be-
rufspraxis oder

4. eine mindestens sechsjährige Berufspraxis.

(2) Sechs Monate der nachzuweisenden Berufspra-
xis müssen in Aufgabenbereichen geleistet worden 
sein, die wesentliche Bezüge zu den in § 1 Absatz 3 
der GFABPrV genannten Aufgaben einer Geprüften 
Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung haben.

(3) Abweichend von Absatz 1 ist zur Prüfung auch 
zuzulassen, wer durch Vorlage von Zeugnissen oder 
auf andere Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten erworben zu haben, die 
der beruflichen Handlungsfähigkeit vergleichbar sind 
und die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

(4) Menschen mit Behinderungen sind zur Fortbil-
dungsprüfung auch dann zuzulassen, wenn die ge-
mäß Absatz 1 nachzuweisende Berufspraxis nicht in 
vollem Umfang erbracht worden ist, soweit Art und 
Schwere der Behinderung dies erfordern. Die zustän-
dige Stelle kann zur abschließenden Einschätzung der 
Art und Schwere der Behinderung ein amtsärztliches 
Gutachten einfordern.

(5) Ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten 
der Berufstätigkeit im Ausland sind in Anlehnung an 
§ 55 BBiG anzuerkennen, sofern die dort fachlich 
erworbenen Berufsqualifikationen und Kenntnisse 
hinreichend vergleichbar sind.

§ 9 
Örtliche Zuständigkeit

Örtlich zuständig für die Anmeldung zur Fortbildungs-
prüfung ist die zuständige Stelle, wenn die zu prü-
fende Person in Schleswig-Holstein

a) an einer Fortbildungsmaßnahme teilgenommen 
oder

b) ihren Beschäftigungsort oder

c) ihren Wohnsitz

hat.

§ 10 
Anmeldung zur Prüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich oder 
elektronisch auf dem von der zuständigen Stelle 
vorgesehenen Vordruck unter Beachtung der Anmel-
defrist zu erfolgen.

(2) Der Anmeldung sind beizufügen

1. Angaben zur Person mit tabellarischem Lebenslauf,
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2. Angaben über die in den §§ 8 und 9 dieser Ver-
ordnung genannten Voraussetzungen,

3. eine Erklärung und gegebenenfalls ein Nachweis 
darüber, ob und mit welchem Erfolg die zu prüfen-
de Person bereits an einer Prüfung teilgenommen 
hat.

(3) Bei Beantragung einer Wiederholungsprüfung ist 
der ergangene bestandskräftige Verwaltungsakt mit 
der Entscheidung der nicht bestandenen Prüfung 
beizufügen.

§ 11 
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die 
zuständige Stelle. Wenn sie diese für nicht gegeben 
hält, entscheidet der Prüfungsausschuss, der nicht 
nach § 2 Absatz 9 zusammengesetzt sein darf.

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist der zu 
prüfenden Person rechtzeitig unter Angabe des Prü-
fungstages und des Prüfungsortes einschließlich 
der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel von der zu-
ständigen Stelle mitzuteilen. Auf Anfrage sind ihr 
die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 
Prüfungsausschusses bekannt zu geben sowie die 
Prüfungsordnung und die Prüfungsanforderungen 
auszuhändigen.

(3) Nicht zur Prüfung zugelassene Personen werden 
unverzüglich über die Entscheidung mit Angabe der 
Ablehnungsgründe schriftlich oder elektronisch un-
terrichtet.

(4) Die Zulassung kann vom Prüfungsausschuss bis 
zum Abschluss des Prüfungsverfahrens, wenn sie 
aufgrund von gefälschten Unterlagen oder falschen 
Angaben ausgesprochen wird, zurückgenommen 
werden.

§ 12 
Befreiung von vergleichbaren 

Prüfungsbestandteilen

(1) Die zu prüfende Person ist auf Antrag durch 
die zuständige Stelle gemäß § 56 Absatz 2 BBiG 
i. V. m. § 11 GFABPrV von der Ablegung einzelner 
Prüfungsbestandteile zu befreien, wenn sie vor einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungsein-
richtung oder vor einem staatlichen Prüfungsaus-
schuss bereits erfolgreich eine Prüfung abgelegt hat, 
die den wesentlichen Prüfungsanforderungen und 
Prüfungsinhalten der GFABPrV entspricht, und die 
Anmeldung zur Fortbildungsprüfung innerhalb von 
fünf Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens 
der anderen Prüfung erfolgt.

(2) Der Antrag auf Befreiung von einzelnen Prüfungs-
bestandteilen ist unter Beifügung entsprechender 
Nachweise über Befreiungsgründe schriftlich bei 
der zuständigen Stelle einzureichen, und zwar zu-

sammen mit dem Antrag auf Zulassung zur Fortbil-
dungsprüfung.

(3) Auf Vorschlag der zuständigen Stelle entscheidet 
der Prüfungsausschuss abschließend.

(4) Wird die zu prüfende Person nach § 56 Absatz 2 
BBiG von der Ablegung einzelner Prüfungsbestandteile 
befreit, bleiben diese Prüfungsbestandteile für die 
Anwendung der §§ 18 und 19 außer Betracht. Für 
die übrigen Prüfungsbestandteile erhöhen sich die 
Anteile nach § 19 Absatz 2 entsprechend ihrem Ver-
hältnis zueinander. Allein diese Prüfungsbestandteile 
sind den Entscheidungen des Prüfungsausschusses 
zugrunde zu legen.

§ 13 
Prüfungsgebühr 

Für die Durchführung der Fortbildungsprüfung wird 
eine Prüfungsgebühr erhoben. Ihre Höhe ergibt sich 
aus der Landesverordnung über Verwaltungsgebüh-
ren. Die Prüfungsgebühr ist nach Aufforderung an 
die zuständige Stelle zu entrichten.

Abschnitt 3

Durchführung der Prüfung

§ 14 
Inhalt der Prüfung, Prüfungssprache 

(1) In der Prüfung werden die folgenden Handlungs-
bereiche geprüft:

1. Eingliederung und Teilhabe am Arbeitsleben per-
sonenzentriert gestalten,

2. Berufliche Bildungsprozesse personenzentriert 
planen, steuern und gestalten,

3. Arbeits- und Beschäftigungsprozesse personen-
zentriert planen und steuern sowie Arbeitsplätze 
personenzentriert gestalten sowie

4. Kommunikation und Zusammenarbeit personen-
zentriert planen, steuern und gestalten.

(2) Die Prüfungssprache ist in Wort und Schrift 
Deutsch.

(3) Den weiteren Inhalt und Umfang der Fortbildungs-
prüfung regelt die GFABPrV abschließend.

§ 15 
Gliederung der Prüfung

Die Prüfung gliedert sich in

1. eine schriftliche Prüfungsaufgabe nach § 16 und

2. eine Projektarbeit bestehend aus einer schriftlichen 
Abschlussarbeit und einer Projektpräsentation 
verbunden mit einem Fachgespräch nach § 17.

§ 16 
Schriftliche Prüfungsaufgaben 

(1) Die schriftliche Prüfungsaufgabe bezieht sich auf 
alle in § 14 genannten Handlungsbereiche.
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(2) Die schriftliche Prüfungsaufgabe besteht aus 
mehreren praxisbezogenen Aufgabenstellungen.

(3) Die schriftliche Prüfungsaufgabe ist unter Auf-
sicht zu bearbeiten. Die Bearbeitungszeit beträgt 
240 Minuten.

§ 17 
Projektarbeit 

(1) In der Projektarbeit soll die zu prüfende Person 
nachweisen, dass sie eine komplexe praxisbezogene 
Aufgabe erfassen, darstellen, beurteilen, planen und 
durchführen kann.

(2) Das Thema der Projektarbeit wird vom Prüfungs-
ausschuss festgelegt. Es muss mindestens zwei der 
in § 14 genannten Handlungsbereiche verbinden. Die 
zu prüfende Person soll Vorschläge für das Thema 
unterbreiten.

(3) Über die Planung, die Durchführung und das 
Ergebnis der komplexen praxisbezogenen Aufga-
benbearbeitung ist eine schriftliche Abschlussarbeit 
anzufertigen. Der Prüfungsausschuss kann den Um-
fang der Abschlussarbeit begrenzen. Die Bearbei-
tungszeit für die schriftliche Abschlussarbeit beträgt 
30 Kalendertage. Die Frist zur Bearbeitung beginnt 
ab Bekanntgabe des Prüfungsthemas. Nach Ablauf 
der 30 Tage muss die Arbeit der zuständigen Stelle 
zugeleitet sein.

(4) Auf Grundlage der Abschlussarbeit soll die zu prü-
fende Person in einer Projektpräsentation und in dem 
damit verbundenen Fachgespräch nachweisen, dass 
sie in der Lage ist, ihre berufliche Kompetenz in praxi-
stypischen Situationen anwenden und sachgerechte 
Lösungen erarbeiten kann. Im Rahmen des Fachge-
sprächs kann die Prüfungskommission vertiefende 
und erweiterte Fragen aus allen Handlungsbereichen 
nach § 14 Absatz 1 stellen. Die Projektpräsentation 
und das Fachgespräch sollen insgesamt 45 Minuten 
dauern; davon entfallen in der Regel auf die Präsen-
tation 20 Minuten.

§ 18 
Bewerten der Prüfungsleistungen

(1) Jede Prüfungsleistung ist nach Maßgabe der 
Anlage 1, die Bestandteil der Verordnung ist, mit 
Punkten zu bewerten.

(2) Als Prüfungsleistung sind einzeln zu bewerten:

1. die schriftliche Prüfungsaufgabe nach § 16,

2. die schriftliche Abschlussarbeit nach § 17 Ab-
satz 3 sowie

3. die Projektpräsentation einschließlich Fachge-
spräch nach § 17 Absatz 4.

§ 19 
Bestehen der Prüfung, Gesamtnote

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn ohne Rundungen 
in den folgenden Prüfungsleistungen jeweils mindes-
tens 50 Punkte erreicht worden sind:

1. in der schriftlichen Prüfungsaufgabe nach § 16,

2. in der schriftlichen Abschlussarbeit nach § 17 
Absatz 3 und

3. in der Projektpräsentation einschließlich Fachge-
spräch nach § 17 Absatz 4.

(2) Für die Bildung einer Gesamtnote ist als Ge-
samtpunktzahl das arithmetische Mittel aus den 
einzelnen Bewertungen der schriftlichen Prüfungs-
aufgabe, der schriftlichen Abschlussarbeit und der 
Projektpräsentation einschließlich Fachgespräch 
zu berechnen.

(3) Die Gesamtpunktzahl ist kaufmännisch auf eine 
ganze Zahl zu runden. Der gerundeten Gesamtpunkt-
zahl wird nach der Anlage 1 die Note als Dezimalzahl 
und die Note in Worten zugeordnet. Die zugeordnete 
Note ist die Gesamtnote.

§ 20 
Ausbildereignung

Mit dem Bestehen der Prüfung wird die Ausbildereig-
nung im Sinne des § 30 Absatz 5 BBiG erworben. Im 
Falle des Satzes 1 ist der zu prüfenden Person das 
Zeugnis nach § 5 der Ausbilder-Eignungsverordnung 
vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88) auszustellen.

§ 21 
Zeugnisse

(1) Wer die Prüfung nach § 19 Absatz 1 bestanden 
hat, erhält von der zuständigen Stelle zwei Zeug-
nisse nach Maßgabe der Anlage 2 Teil A und B, die 
Bestandteil der Verordnung ist.

(2) Auf dem Zeugnis mit den Inhalten nach der An-
lage 2 Teil B sind die Noten als Dezimalzahl mit einer 
Nachkommstelle und die Gesamtnote als Dezimalzahl 
mit einer Nachkommastelle und in Worten anzugeben. 
Jede Befreiung nach § 12 ist mit Ort, Datum und 
der Bezeichnung des Prüfungsgremiums der anderen 
vergleichbaren Prüfung anzugeben.

(3) Die Zeugnisse können zusätzliche nicht amtliche 
Bemerkungen zur Information (Bemerkungen) ent-
halten, insbesondere

1. über den erworbenen Abschluss oder

2. auf Antrag der zu prüfenden Person über während 
oder anlässlich der Fortbildung erworbene beson-
dere oder zusätzliche Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten.

(4) Die zu prüfende Person ist berechtigt, weitere 
Ausfertigungen der Zeugnisse gegen Gebühr bei der 
zuständigen Stelle zur Vorlage beim Arbeitgeber zu 
beantragen. Je eine Ausfertigung der Prüfungszeug-
nisse ist zur Prüfungsakte zu nehmen.

§ 22 
Wiederholung von Prüfungsbestandteilen

(1) Wurde die schriftliche Prüfungsaufgabe, die 
schriftliche Abschlussarbeit oder die Projektpräsen-

Anl
. 1

Anl. 2
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tation einschließlich Fachgespräch nicht bestanden, 
so kann der jeweilige Prüfungsbestandteil innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren, beginnend mit dem Tag 
der nicht bestandenen Prüfung, zweimal wiederholt 
werden.

(2) Die zu prüfende Person hat die Wiederholung des 
Prüfungsbestandteils bei der zuständigen Stelle zu 
beantragen.

(3) Auf Antrag kann im Fall einer Wiederholung einer 
nicht bestandenen Prüfung auch ein bestandener 
Prüfungsbestandteil wiederholt werden. In diesem 
Fall gilt nur das Ergebnis der letzten Prüfung.

§ 23
Prüfungsaufgaben

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt auf der Grund-
lage der GFABPrV die Prüfungsaufgaben. Er kann 
Personen, die nicht Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses sind, mit der Erstellung von Vorschlägen für 
Prüfungsaufgaben beauftragen. Er ist gehalten, über-
regional erstellte und vom Berufsbildungsausschuss 
beschlossene Aufgaben zu übernehmen.

(2) Die zu prüfende Person fügt der praxisbezogenen 
Projektarbeit (§ 10 der GFABPrV) auf einem geson-
derten Blatt die mit ihrer Unterschrift versehene 
Versicherung bei, dass sie die Arbeit ohne fremde 
Hilfe angefertigt und sich anderer als der von ihr 
angegebenen Hilfsmittel nicht bedient hat.

§ 24 
Nachteilsausgleich für Menschen 

mit Behinderung

(1) Menschen mit Behinderung sind auf Antrag die 
ihrer Behinderung angemessenen Nachteilsausgleiche 
zu gewähren. Die fachlichen Anforderungen dürfen 
dadurch jedoch nicht herabgesetzt werden.

(2) Der Antrag ist so rechtzeitig zu stellen, dass 
die zuständige Stelle über den Nachteilsausgleich 
entscheidet, sie vorbereitet und gegebenenfalls den 
Prüfungsausschuss über die Behinderung unterrichten 
kann. Dem Antrag ist eine ärztliche Bescheinigung 
oder ein sonstiger, geeigneter Nachweis beizufügen, 
aus der sich Art und Umfang der Behinderung bei 
der Anfertigung der Arbeiten und bei mündlichen 
Prüfungen ergeben.

§ 25 
Öffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Die Vertretung 
der zuständigen Stelle sowie Mitglieder und stellver-
tretende Mitglieder des Berufsbildungsausschusses 
können anwesend sein. Die Prüfungskommission 
kann im Einvernehmen mit der zuständigen Stelle 
andere Personen als Gäste mit Zustimmung der zu 
prüfenden Person zulassen.

§ 26 
Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung der oder des Vor-
sitzenden von der Prüfungskommission abgenommen.

(2) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit dem 
Prüfungsausschuss die Aufsichtsführung bei der Anfer-
tigung der schriftlichen Prüfungsaufgabe, um sicherzu-
stellen, dass die zu prüfende Person selbständig und 
nur mit den erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln arbeitet.

(3) Die schriftliche Prüfungsaufgabe ist aus Ano-
nymitätsgründen nicht mit dem Vor- und Nachna-
men der zu prüfenden Person, sondern mit einer 
Kennziffer zu versehen. Die Kennziffer erhält die zu 
prüfende Person nach der Zulassung zur Prüfung von 
der zuständigen Stelle. Die zu prüfende Person darf 
die schriftliche Prüfungsaufgabe mit Ausnahme der 
Kennziffer mit keinen weiteren Hinweisen versehen, 
die Rückschlüsse auf seine Identität zulassen.

(4) Über den Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Sie ist von der oder dem Aufsichtsfüh-
renden zu unterzeichnen.

§ 27
Ausweispflicht und Belehrung

Die zu prüfende Person hat sich auf Verlangen der 
oder des Vorsitzenden oder der oder des Aufsichts-
führenden über ihre Person auszuweisen. Sie ist vor 
Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur 
Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und 
Hilfsmittel, die Folgen von Täuschungshandlungen 
und Ordnungsverstößen zu belehren.

§ 28 
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Die zu prüfende Person, die sich einer Täu-
schungshandlung schuldig macht, kann die oder 
der Aufsichtsführende die weitere Teilnahme an der 
Prüfung unter Vorbehalt gestatten. Bei einer erheb-
lichen Störung des Prüfungsablaufs kann die oder 
der Aufsichtsführende die zu prüfende Person von 
der weiteren Teilnahme an der Prüfung ausschließen.

(2) Über die Folgen einer Täuschungshandlung oder 
der Störung entscheidet der Prüfungsausschuss nach 
Anhörung der zu prüfenden Person. Der Prüfungsaus-
schuss kann die Wiederholung der schriftlichen Auf-
sichtsarbeit oder der praxisbezogenen Projektarbeit 
anordnen. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere 
bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann die 
Prüfung für nicht bestanden erklärt werden. Das 
Gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich 
festgestellten Täuschungen.

§ 29 
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Die zu prüfende Person kann vor Beginn der Prü-
fung durch schriftliche Erklärung zurücktreten. In 
diesem Fall gilt die Prüfung als nicht abgelegt.
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(2) Tritt die zu prüfende Person nach Beginn der 
Prüfung zurück, so können bereits erbrachte, in sich 
abgeschlossene Prüfungsleistungen nur anerkannt 
werden, wenn ein wichtiger Grund für den Rücktritt 
vorliegt (zum Beispiel im Krankheitsfalle durch Vorlage 
eines ärztlichen Attestes).

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung 
oder nimmt die zu prüfende Person an der Prüfung 
nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, 
so gilt die Prüfung als nicht bestanden.

(4) Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes 
entscheidet der Prüfungsausschuss.

Abschnitt 4

Bewertung, Feststellung 

des Prüfungsergebnisses

§ 30 
Bewertung der Prüfungsleistung

(1) Die Prüfungsleistungen sowie die Gesamtleistung 
sind - unbeschadet der Gewichtung von einzelnen 
Prüfungsleistungen - auf Grund § 12 GFABPrV, wie 
folgt nach Anlage 1 zu bewerten.

(2) Soweit eine Bewertung der Leistungen nach dem 
Punktesystem nicht sachgerecht ist, ist die Bewertung 
nur nach Noten vorzunehmen. Bei programmierter 
Prüfung ist eine der Prüfungsart entsprechende Be-
wertung vorzunehmen.

(3) Jede Prüfungsleistung ist von den Mitgliedern 
der Prüfungskommission getrennt und selbständig 
zu beurteilen und zu bewerten. Die schriftliche Prü-
fungsaufgabe und die schriftliche Abschlussarbeit 
werden von der Erst- und der Zweitkorrektorin oder 
dem Erst- und Zweitkorrektor, die beide Mitglieder des 
Prüfungsausschusses sind, bewertet. Die Präsentation 
und das Fachgespräch werden von allen Mitgliedern 
der Prüfungskommission bewertet. Hierüber führt die 
zuständige Stelle ein Protokoll.

(4) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Punktzahl 
für jede Prüfungsleistung ist die Summe der erzielten 
Punkte durch die Zahl der Prüferinnen und Prüfer 
zu dividieren. Ergeben sich dabei Bruchteile von 
Punkten, bleibt die dritte Stelle nach dem Komma 
unberücksichtigt.

§ 31 
Feststellung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Prüfungskommission stellt gemeinsam die 
Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistungen sowie 
das Gesamtergebnis fest.

(2) Die Prüfungskommission soll der zu prüfenden 
Person am letzten Prüfungstag mitteilen, ob sie die 
Prüfung bestanden oder nicht bestanden hat. Hier-
über ist der zu prüfenden Person unverzüglich eine 
von der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnende 
Bescheinigung auszuhändigen. Dabei ist als Ter-
min des Bestehens oder Nichtbestehens der Tag der 

Feststellung des Gesamtergebnisses der Prüfung 
einzusetzen.

(3) Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der 
Feststellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern 
der Prüfungskommission zu unterzeichnen.

§ 32 
Nicht bestandene Prüfung und 

Wiederholungsprüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält die zu 
prüfende Person von der zuständigen Stelle einen 
schriftlichen Bescheid. Darin ist anzugeben, wa-
rum die Prüfung nicht bestanden wurde, welche 
Ergebnisse in den einzelnen Prüfungsleistungen 
erzielt wurden und welche Prüfungsleistungen bei 
einer Wiederholung der Prüfung nicht wiederholt 
zu werden brauchen.

(2) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zwei-
mal wiederholt werden.

(3) Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung 
wird die zu prüfende Person von der Prüfungsleistung

1. einer schriftlichen Prüfungsaufgabe oder

2. einer schriftlichen Abschlussarbeit oder

3. einer Projektpräsentation verbunden mit einem 
Fachgespräch

befreit, wenn er darin in einer vorangegangenen 
Prüfung jeweils mindestens ausreichende Leistungen 
erzielt und er sich innerhalb von zwei Jahren, gerech-
net vom Tag der Beendigung der nicht bestandenen 
Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung angemeldet 
hat. Die zu prüfende Person kann beantragen, auch 
die bestandene Prüfungsleistung zu wiederholen. In 
diesem Fall ist das letzte Ergebnis für das Bestehen 
zu berücksichtigen.

(4) Für die Anmeldung zur Wiederholungsprüfung 
finden die §§ 9 und 10 Anwendung.

Abschnitt 5

Schlussbestimmungen

§ 33 
Rechtsbehelfe 

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungskom-
mission sowie der zuständigen Stelle sind durch 
die zuständige Stelle schriftlich in rechtskonformer 
Weise an die zu prüfende Person bekanntzugeben. 
Diese richtet sich bezüglich der Entscheidung als 
Verwaltungsakt nach dem Landesverwaltungsgesetz 
für Schleswig-Holstein und für das Vorverfahren 
(Anfechtungswiderspruch) und gegebenenfalls in 
der Folge im Falle einer Anfechtungsklage nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung. Inwieweit weitere lan-
desrechtliche Regelungen Beachtung finden, ist vom 
Einzelfall abhängig.
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§ 34 
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist der zu prüfenden Person nach Ab-
schluss der Prüfung Einsicht in ihre Prüfungsunterla-
gen zu gewähren. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten 
sind zwei Jahre, die Anmeldung nach § 10 und die 
Protokolle nach § 30 Absatz 3 sind zehn Jahre, nach 
Abschluss der Prüfung aufzubewahren.

§ 35 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung für 
die Durchführung der Fortbildungsprüfung zum aner-
kannten Abschluss „Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- 
und Berufsförderung in Werkstätten für behinderte 
Menschen“ in Schleswig-Holstein vom 26. Oktober 
2004 (Amtsbl. SH 2004, S. 1126)*) außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 22. Februar 2024

D a n i e l  G ü n t h e r
Ministerpräsident

A m i n a t a  T o u r é
Ministerin

für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung

*) Gl.Nr. 806.1
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Hinweis:   Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http://
www.schleswig-holstein.de (  Landesrecht) abgerufen 
werden.


